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Ergänzend zum zeichnerischen Teil gelten folgende planungsrechtlichen Festsetzun-
gen und örtliche Bauvorschriften: 

1 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I 
S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 394) 

▪ Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176) 

▪ Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 
358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.03.2025 
(GBl. 2025 Nr. 25) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 12.11.2024 (GBl. 2024 Nr. 98) 

 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO) 

Gewerbegebiete (GE) (§ 8 BauNVO) 

 In den Gewerbegebieten (GE) sind von den in § 8 (2) Nr. 1 BauNVO genannten Ge-
werbebetrieben aller Art Einzelhandelsbetriebe nicht zulässig. Ausnahmsweise kön-
nen Verkaufsflächen für den Verkauf von Waren zugelassen werden, wenn sie auf 
dem Grundstück mit einem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden sind, um 
ausschließlich dort hergestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete 
Produkte zu veräußern, wenn die Verkaufsfläche der sonstigen Betriebsfläche deut-
lich untergeordnet ist (sog. Handwerkerprivileg). Von einer deutlich untergeordneten 
Verkaufsfläche kann ausgegangen werden, wenn die Verkaufsfläche nicht mehr als 
10% der Geschossfläche und gleichzeitig maximal 200 m² beträgt. 

 In den Gewerbegebieten (GE) sind von den in § 8 (2) Nr. 1 BauNVO genannten Ge-
werbebetrieben aller Art Schank- und Speisewirtschaften sowie die Betriebe des Be-
herbergungsgewerbes nicht zulässig. 

 In den Gewerbegebieten (GE) sind Tankstellen nach § 8 (2) Nr. 3 BauNVO und An-
lagen für sportliche Zwecke nach § 8 (2) Nr. 4 nicht zulässig. 

 In den Gewerbegebieten (GE) sind die in § 8 (3) Nr. 2 BauNVO vorgesehenen Aus-
nahmen (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke) nicht 
zulässig. 

 In den Gewerbegebieten (GE) sind die unter § 8 (3) Nr. 3 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Vergnügungsstätten nicht zulässig. 
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Industriegebiet GI (§ 9 BauNVO) 

 In den Industriegebieten (GI) sind Einzelhandelsbetriebe nicht zulässig.  

 In den Industriegebieten (GI) sind Schank- und Speisewirtschaften sowie die Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes nicht zulässig.  

 In den Industriegebieten (GI) sind Vergnügungsstätten nicht zulässig. 

 In den Industriegebieten (GI) sind die in § 9 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO vorgesehenen 
Ausnahmen (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke) nicht zulässig. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch den angegebenen Wert  

▪ der Grundflächenzahl (GRZ) und  
▪ der Höhe der baulichen Anlagen (Gebäudehöhe GH). 

Höhe baulicher Anlagen (§ 9 (3) BauGB, §§ 16-21a BauNVO) 

 Als oberer Bezugspunkt der maximal zulässigen Gebäudehöhe gilt die obere Begren-
zung der Dachbrüstung / Dachaufkantung. 

 Als unterer Bezugspunkt der maximal zulässigen Gebäudehöhe gilt die Oberkante 
der nächstgelegenen öffentlichen Verkehrsfläche in der Mitte der straßenzugewand-
ten Gebäudeseite (senkrecht zur Straße gemessen). 

 Untergeordnete Bauteile wie Treppenhäuser, Aufzugsüberfahrten, Abluftanlagen, 
Dachaustritte, Antennenanlagen, Technikräume etc. dürfen die maximal zulässige 
Gebäudehöhe um bis zu 3 m überschreiten.  

 Solar- und Photovoltaikanlagen auf baulichen Anlagen dürfen die maximal zulässige 
Gebäudehöhe um bis zu 1,50 m überschreiten und sind auf der gesamten Dachfläche 
zulässig, wenn sie einen Abstand von mindestens 1 m zur jeweiligen Gebäudeaußen-
kante einhalten. 

 In den Industriegebieten sind Aufschüttung nur bis zu einer Höhe von 0,5 m gemes-
sen ab der Straßenoberkante zulässig. 

1.3 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Als Bauweise gilt die abweichende Bauweise. In der abweichenden Bauweise gilt die 
offene Bauweise mit den erforderlichen seitlichen Grenzabständen, wobei Gebäude-
längen von über 50,0 m zulässig sind.  

1.4 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

Maßgebend für die überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) sind die Baugren-
zen im zeichnerischen Teil. 

1.5 Garagen und Nebenanlagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 und 23 BauNVO)  

 Garagen und Nebengebäude im Sinne des § 14 (1) BauNVO sind nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) zulässig.  

 Die der Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von 
Abwasser dienenden Nebenanlagen im Sinne des § 14 (2) BauNVO können auch au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) zugelassen werden. 
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1.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

 Die in der Planzeichnung als F1 gekennzeichnete Fläche ist als Wiesenflächen mit 
standortgerechter, autochthoner Saatgutmischung (Zielbiotop: Magerwiese mit 50 % 
Blühpflanzen) einzusäen und dauerhaft zweimal jährlich ab Mitte Mai zu mähen. Das 
Schnittgut ist abzufahren. Eine Düngung und der Einsatz von Pestiziden sind zu un-
terlassen. 

 Stellplatzflächen sind zur Versickerung des nicht schädlich verunreinigten Regenwas-
sers in einer wasserdurchlässigen Bauweise (z. B. Pflaster mit Rasenfugen bzw. an-
deren wasserdurchlässigen Fugen, Schotterrasen, wassergebundene Decke) auszu-
führen. Ausgenommen hiervon sind Flächen, auf denen Maschinen oder Geräte ge-
wartet oder abgestellt werden müssen. Durch geeignete Vorkehrungen ist dafür 
Sorge zu tragen, dass kein Eintrag von wassergefährdenden Stoffen in das Grund-
wasser stattfindet. 

 Zum Schutz nachtaktiver Insekten und lichtempfindlicher Fledermäuse wird die Ver-
wendung UV-anteilarmer Außenbeleuchtung festgesetzt (z. B. staubdichte Natrium-
dampflampen und warmweiße LEDs mit warmweißer Farbtemperatur bis maximal 
2000 Kelvin ohne UV-Anteil mit Lichtspektrum um 590 nm). Die Leuchtgehäuse müs-
sen gegen das Eindringen von Insekten geschützt sein, die Oberflächentemperatur 
darf 60°C nicht überschreiten. Die Anstrahlung von Grünflächen oder Gehölzen ist 
nicht zulässig. 

Hinweis: 

Die Außenbeleuchtung ist generell auf das erforderliche Mindestmaß zu reduzieren. 
Es ist eine gleichmäßige und gezielte Beleuchtung (d. h. zeitlich bedarfsorientiert 
bzw. bewegungsgesteuertes Ein- und Ausschalten bzw. Dimmen) von oben nach un-
ten unter Abschirmung von Streulicht anzubringen. 

 Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dächer sind im Bebauungsplangebiet nur zulässig, 
wenn sie beschichtet oder in ähnlicher Weise behandelt sind. Eine Kontamination des 
Bodens oder des Gewässers, in das anfallendes Oberflächenwasser eingeleitet wird, 
ist dauerhaft auszuschließen. 

1.7 Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 (1) Nr. 25a BauGB) 

 Auf der in der Planzeichnung als F2 gekennzeichneten Fläche sind die nach § 30 
BNatSchG gesetzlich geschützten Feldgehölze und Feldhecken am südöstlichen 
Rand des Geltungsbereichs zu erhalten und wie folgt zu pflegen: 

Die vorhandenen Gehölze sind alle 7 bis 10 Jahre wechselnd auf maximal 50 % auf 
eine Höhe von 30- 40 cm manuell auf den Stock zu setzen und von der Gehölzfläche 
zu entfernen. Bei Abgang oder Fällung eines Baumes oder Strauches ist als Ersatz 
ein standortangepasster, gebietsheimischer Baum oder Strauch gemäß Artenemp-
fehlung nachzupflanzen.  

Westlich an das Biotop angrenzend sind stellenweise ebenfalls bereits Feldhecken 
und -gehölze vorhanden. Dieser Bestand soll aufgewertet werden durch die Rodung 
der dort vorhandenen Brombeergestrüppe der oben beschriebenen Pflege. Zugleich 
ist eine Ergänzung von Einzelgehölzen gem. Pflanzliste im Anhang vorzunehmen, 
sodass auf der gesamten Länge des Geltungsbereichs eine geschlossene Feldhecke 
mit Einzelgehölzen entsteht. 

 Pro angefangener 800 m² Grundstücksfläche sind mindestens ein mittel- bis großkro-
niger Laub- oder Obstbaum (mind. 2 x v. Hochstamm, Stammumfang 16 – 18 cm) 
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und drei Sträucher (mind. 2 x v., Höhe 60 – 100 cm) gemäß Pflanzenliste im Anhang 
zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

 Auf den privaten Baugrundstücken ist je drei Pkw-Stellplätze ein großkroniger, stand-
ortgerechter Baum (lt. Pflanzenliste im Anhang) mit freizuhaltenden Mindestbaum-
scheiben von 8 m² je Baum oder entsprechende unterirdische Baumquartiere mit min-
destens 12 m³ verdichtbarem Baumsubstrat nach dem jeweiligen Stand der Technik 
zu pflanzen. Alternativ können je drei Pkw-Stellplätze zwei kleinkronige, standortge-
rechte Bäume (lt. Pflanzenliste im Anhang) mit freizuhaltenden Mindestbaumschei-
ben von 8 m² je Baum ² oder entsprechende unterirdische Baumquartiere mit mindes-
tens 12 m³ verdichtbarem Baumsubstrat nach dem jeweiligen Stand der Technik ge-
pflanzt werden. Die Baumscheiben sind zu begrünen.  

 Gemäß dem zeichnerischen Teil der Planung sind in der öffentlichen Straßenfläche 
35 Laubbäume (1. und 2. Ordnung) gemäß der Pflanzenliste im Anhang zu pflanzen 
und zu unterhalten. Die Anpflanzungen müssen spätestens ein Jahr nach Fertigstel-
lung erfolgen. Eine Abweichung vom Standort der zeichnerisch festgesetzten Bäume 
auf der öffentlichen Verkehrsfläche bis zu 3,0 m ist zulässig. 

 Alle festgesetzten Anpflanzungen sind dauerhaft zu pflegen und zu unterhalten. Ab-
gängige Gehölze sind durch Neupflanzungen einer vergleichbaren Art zu ersetzen. 
Zu verwenden sind Baumarten und –sorten gemäß der Pflanzenliste im Anhang 

Hinweis: 
Die Gemeinde Auggen kann gemäß § 178 BauGB den betroffenen Grundstücksei-
gentümer verpflichten, die Pflanzgebote umzusetzen. 
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2 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 
358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.03.2025 
(GBl. 2025 Nr. 25) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 12.11.2024 (GBl. 2024 Nr. 98) 

 

2.1 Dächer (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

 Flachdächer und flach geneigte Dächer von Haupt- und Nebengebäuden mit einer 
Dachneigung von 0 bis 10° sind nur mit einer extensiven Dachbegrünung zulässig. 
Die Substrathöhe bei begrünten Dächern muss mindestens 10 cm betragen. Geeig-
nete Pflanzen sind anspruchslose Gräser und Sedumarten entsprechend der Pflan-
zenliste im Anhang. Auf ein humusarmes mineralisches Substrat ohne Schadstoffe 
ist zu achten. 

 Wellfaserzement, Dachpappe, glänzende oder reflektierende Materialien sind als 
Dacheindeckung nicht zulässig. 

2.2 Werbeanlagen (§ 74 (1) Nr. 2 LBO) 

 Werbeanlagen dürfen die realisierte Gebäudehöhe bei Gebäuden mit Flachdach oder 
flachgeneigtem Dach mit einer Dachneigung von 0 bis 5° nicht überschreiten. 

 Werbeanlagen dürfen die Traufhöhe des realisierten Gebäudes bei Gebäuden mit 
geneigtem Dach mit einer Dachneigung von 6 bis 20° nicht überschreiten. 

 Werbeanlagen an den Fassaden dürfen eine Fläche von insgesamt 30 m² je Fassa-
denseite nicht überschreiten. Die Größe von Einzelanlagen an Gebäuden darf maxi-
mal 10,5 m² (Euronorm) betragen. 

 Freistehende Werbeanlagen sind nicht zulässig. 

 Werbeanlagen, die mit Hilfe von fluoreszierenden Farben, Neonfarben oder Reflek-
toroberflächen leuchten, sind ausgeschlossen. Werbeanlagen, die bewegliche 
Schrift- bzw. Bildwerbung nutzen, sind nicht zulässig. Damit sind auch Prismen-
wände, Laufschriften, Blinklichter, drehbare Werbeanlagen und Sky-Beamer ausge-
schlossen. 

2.3 Abfallplätze (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

Nebenflächen wie Mülltonnenplätze, Abfallplätze und Lagerplätze sind dauerhaft ge-
genüber dem Straßenraum und anderen öffentlichen Räumen abzuschirmen und ge-
gen direkte Sonneneinstrahlung zu schützen. Die Anlagen zur Abschirmung sind - 
sofern es sich bei diesen nicht bereits um Gehölze (Hecken) handelt - zu begrünen 
(Kletterpflanzen oder Spalierbäume).  

2.4 Einfriedungen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

 Die Höhe der Einfriedungen zu angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen darf 
2,00 m bezogen auf die Oberkante der angrenzenden Verkehrsfläche nicht über-
schreiten.  

 Die Verwendung von Stacheldraht ist nicht zulässig. 
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 Geschlossene Einfriedungen (Beton- oder Natursteinmauern) sind zulässig als So-
ckel bis zu einer Höhe von maximal 0,50 m. 

2.5 Niederspannungsfreileitungen (§ 74 (1) Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind im Plangebiet nicht zulässig. Das Niederspan-
nungsnetz ist als Kabelnetz auszuführen.  

2.6 Anlagen zum Sammeln und Rückhalten von Niederschlagswasser 
(§ 74 (3) Nr. 2 LBO) 

 [Der Umgang mit dem auf Dachflächen, Hofflächen, Wegen, Stellplatzflächen, Zu-
fahrten usw. anfallenden unbelasteten Niederschlagswasser wird zur Offenlage un-
tersucht und ergänzt.] 

 Das Einleiten von Niederschlagswasser in die Entwässerungsanlagen der Gleisanla-
gen der Deutschen Bahn AG ist nicht zulässig. 
 

 

3 NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 

3.1 Wasserschutzgebiet 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des fachtechnisch abgegrenzten Wasser-
schutzgebiets „Neuenburg TB Grißheim II“ (Nr. 315.132) in den WSG-Zonen IIIA 
und IIIB. Im Osten grenzt die WSG-Zone II an das Plangebiet an. Der östliche Be-
reich des Plan-gebiets liegt zudem im rechtskräftig festgesetzten Wasserschutzge-
biet „Zweckverb. WV Weilertal ‚TB 1-5‘“ (Nr. 315.106). Einschlägige Schutzbestim-
mungen (Schutzgebietsverordnung) sind deshalb zu beachten. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass diese Rechtsverordnung bestimmte Handlungen / Maßnahmen / 
Nutzungen grundsätzlich verbietet oder einschränkt. Im Einzelfall (z. B. bei Anlage 
von Erdwärmesonden) ist vom Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald (Untere 
Wasserbehörde) zu prüfen, ob eine förmliche Befreiung von diesen Verboten erfor-
derlich ist bzw. ob diese auch erteilt werden kann. Darüber hinaus wird auf die 
DWA- Regelwerke A-142 und M-146 verwiesen. 

3.2 Denkmalschutz 

Kulturdenkmal „Säge- und Imprägnierwerk Richtberg“ (Siedlungstraße Nrn. 1-7 und 
Nr. 10): 

Säge- und Imprägnierwerk der Firma Richtberg mit Werkssiedlung. Ab 1921 nach 
Plänen des Architekten Karl Caesar für die Freiburger Firma Gebrüder Himmels-
bach errichtet und bestehend aus Pförtnerhaus mit Fahrradunterständen, Sägehalle, 
ehemaliger Zeppelinhalle mit anschließendem Maschinenhaus und Sägemehlturm, 
Imprägnierhalle, Waagehaus und Gebäude für die Kappmaschine; errichtet 1921. 
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4 HINWEISE 

4.1 Artenschutz 

Um das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG (Verletzung/Tötung, 
Störung und Schädigung) zu vermeiden, sollten alle planmäßig zu entfernenden Ge-
hölze ausschließlich außerhalb der Vogelbrutzeit, also im Zeitraum von Anfang Okto-
ber bis Ende Februar (01.10. – 28./29.02.), bzw. zum Schutz der Fledermäuse inner-
halb der Wintermonate von November bis Ende Februar (01.11. – 28./29.02.) entfernt 
werden.  

Sollten Gehölzrodungen zu einem Zeitpunkt innerhalb der Vogelbrutzeit erfolgen bzw. 
außerhalb des Zeitraums von Oktober bis Februar, muss das Eingriffsgebiet unmit-
telbar vor dem Eingriff durch einen Artenschutz-Sachverständigen auf Vogelnester 
und Fledermausbesatz untersucht werden. Sollten dabei Nist- und Brutaktivitäten 
nachgewiesen werden, sind die Arbeiten umgehend einzustellen und das weitere Vor-
gehen mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen; ggf. sind dann ergänzende 
Maßnahmen durchzuführen.  

Nächtliche Bauarbeiten sollten nicht in den Monaten Mai bis September 
(01.05. – 30.09.) erfolgen. Sind nächtliche Beleuchtungen im Bereich der Baumaß-
nahmen nicht zu vermeiden, muss eine fledermausfreundliche Beleuchtung ange-
bracht werden.  

4.2 Landwirtschaftliche Emissionen 

Das Bebauungsplangebiet grenzt an landwirtschaftliche Nutzflächen an. Daher kann 
es auch bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung zu Emissionen wie Gerüche, Stäube 
oder Geräuschen kommen. Diese sind als ortsüblich hinzunehmen, solange die 
Grenzwerte der gesetzlichen Bestimmungen nicht überschritten werden. 

4.3 Klimaanpassung 

 Material und Farbe der Gebäude sollten so gewählt werden, dass kein über das übli-
che Maß hinausgehende Aufheizung der Gebäude entsteht. Durch die Verwendung 
heller und neutraler Farben sowie geeigneten Materialen sollen zusätzlich Kühlbe-
dürfnisse und die Entstehung einer Hitzeinsel (Aufheizung der Umgebung) minimiert 
werden. 

 Gem. des Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes vom 25.03.2021 ist beim 
Neubau von Nichtwohngebäuden mit mehr als sechs Kfz-Stellplätzen jeder dritte Kfz-
Stellplatz mit Schutzrohren für Elektrokabel zu versehen. Außerdem ist ein Ladepunkt 
einzuplanen. Bei der Planung von Neubaugebieten ist es ratsam, eine ausreichende 
Dimensionierung der Netzinfrastruktur für die Installation von Ladeinfrastruktur zu be-
rücksichtigen. Das bedeutet beispielsweise die Verlegung von Leerrohren und aus-
reichend dimensionierten Stromleitungen für zukünftige Ladeinfrastruktur, z.B. für 
elektrische Nutzfahrzeuge des Unternehmens (Elektro-Gabelstapler u.a.). 

 Bei neu angelegten Parkplätzen mit mehr als 35 Stellplätzen ist die Fläche mit Pho-
tovoltaik-Modulen zu überdachen. Möglichkeiten zur Erhöhung der Eigenverbrauchs-
quote und verschiedene Betreibermodelle sind dem Leitfaden „Photovoltaik in Ge-
werbe und Industrie" des Photovoltaik-Netzwerkes Baden-Württemberg zu entneh-
men. 
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4.4 Unbebaute Flächen 

Gemäß § 21a NatSchG ist darauf hinzuwirken, dass Gartenanlagen insektenfreund-
lich gestaltet werden und Gartenflächen vorwiegend begrünt werden. Schotterungen 
zur Gestaltung von privaten Gärten sind grundsätzlich keine andere zulässige Ver-
wendung im Sinne des § 9 (1) Satz 1 LBO. Gartenflächen sollen ferner wasserauf-
nahmefähig belassen oder hergestellt werden. 

4.5 Brandschutz 

 Die Löschwasserversorgung wird entsprechend dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW 
in Abhängigkeit der Nutzung (§ 3 FwG, § 2 (5) LBOAVO) festgelegt. Für das geplante 
Gewerbegebiet (GE) bzw. für das geplante Industriegebiet (GI) ist eine Löschwasser-
versorgung von mind. 96 m³/Stunde über einen Zeitraum von 2 Stunden sicherzustel-
len. 

 Hydranten sind so anzuordnen, dass die Entnahme von Wasser jederzeit leicht mög-
lich ist. Als Grundlage sind die DVGW-Arbeitsblätter W 331 und W 400 zu beachten. 

 Für Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr si-
chergestellt werden muss, sind in Abhängigkeit der Gebäudehöhe entsprechende Zu-
gänge bzw. Zufahrten und Aufstellflächen zu schaffen (§ 2 (1-4) LBOAVO). 

 Zufahrt und Aufstellflächen für Rettungsgeräte der Feuerwehr sind nach den Vorga-
ben der VwV - Feuerwehrflächen auszuführen. 

 Bei der Planung von Grünflächen und Bewuchs ist dauerhaft sicherzustellen, dass 
sich zwischen anzuleiternden Rettungswegen und den Aufstellflächen für den Einsatz 
von Rettungsgeräten der Feuerwehr keine erschwerenden Hindernisse wie Bäume, 
Büsche, Wasserflächen etc. befinden. 

4.6 Denkmalschutz 

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde um-
gehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Ke-
ramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. 
auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der An-
zeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde 
oder das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 - Archäologische Denkmalpflege 
(E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf 
die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der 
Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristi-
gen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

4.7 Geotechnik 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen durch ein privates Ingenieurbüro 
empfohlen. 

4.8 Bodenschutz  

Allgemeine Bestimmungen 

▪ Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur so viel Mutterboden abge-
schoben wird, wie für die Erschließung des Baufeldes unbedingt notwendig ist. 
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Unnötiges Befahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Freiflä-
chen ist nicht zulässig. 

▪ Bodenarbeiten sollten grundsätzlich nur bei schwach feuchtem Boden (dunkelt 
beim Befeuchten nach) und bei niederschlagsfreier Witterung erfolgen. 

▪ Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von 
Mutterboden und Unterboden durchzuführen. 

▪ Bei Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets, z.B. zum Zwecke des 
Massenausgleichs, der Geländemodellierung usw. darf der Mutterboden des Ur-
geländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für die Auf-
füllung ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. 

▪ Die Bodenversiegelung durch Nebenanlagen ist auf das unabdingbare Maß zu 
beschränken, wo möglich, sind Oberflächenbefestigungen durchlässig zu gestal-
ten. 

▪ Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen; er darf nicht als An- bzw. 
Auffüllmaterial für Mulden, Baugruben, Arbeitsgraben usw. benutzt werden. 

▪ Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder 
erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen wer-
den können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden.  

Bestimmungen zur Verwendung und Behandlung von Mutterboden 

▪ Ein Überschuss an Mutterboden soll nicht zur Krumenerhöhung auf nicht in An-
spruch genommenen Flächen verwendet werden. Er ist anderweitig zu verwen-
den (Grünanlagen, Rekultivierung, Bodenverbesserungen) oder wiederverwert-
bar auf geeigneten (gemeindeeigenen) Flächen in Mieten zwischenzulagern. 

▪ Für die Lagerung bis zur Wiederverwertung ist der Mutterboden max. 2,0 m hoch 
locker aufzuschütten, damit die erforderliche Durchlüftung gewährleistet ist. 

▪ Vor Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungen durch Auflo-
ckerung bis an wasserdurchlässige Schichten zu beseitigen, damit ein ausrei-
chender Wurzelraum für die geplante Bepflanzung und eine flächige Versickerung 
von Oberflächenwasser gewährleistet sind. 

▪ Die Auftragshöhe des verwendeten Mutterbodens soll 20 cm bei Grünanlagen und 
30 cm bei Grabeland nicht überschreiten.  

4.9 Bodenschutzkonzept 

Nach § 2 (3) Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) ist bei geplan-
ten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder unbebaute Flä-
chen von mehr als 0,5 Hektar einwirken, ein Bodenschutzkonzept zur Gewährleistung 
des sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden im Rah-
men der weiteren Vorhabensplanung bzw. -durchführung nach DIN 19639 zu erstel-
len. Mit der zuständigen Bodenschutzbehörde sollte abgestimmt werden, welche kon-
kreten bodenschutzfachlichen Vorgaben umzusetzen sind. 

4.10 Erdmassenausgleich 

Im Sinne einer Abfallvermeidung und -Verwertung sowie im Sinne des Boden- und 
Klimaschutzes soll im Planungsgebiet gem. § 3 (3) LKreiWiG ein Erdmassenaus-
gleich erfolgen (zum Beispiel durch Geländemodellierung, Höherlegung der Erschlie-
ßungsstraßen), wobei der Baugrubenaushub vorrangig auf den Grundstücken ver-
bleiben und darauf wieder eingebaut werden soll, soweit Dritte dadurch nicht beein-
trächtigt werden. 

Die Vorteile eines Erdmassenausgleichs vor Ort sind: 

▪ mehr Gefälle bei der Kanalisation, 
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▪ erhöhter Schutz bei Starkregen, 

▪ Klimaschutz durch Vermeidung von Transporten, 

▪ Verwertung statt Entsorgung und Kostenersparnis durch Wegfall der Abfuhr/Ent-
sorgung. 

Sofern ein Erdmassenausgleich im Bereich des Geltungsbereichs des Bebauungs-
plans nicht möglich ist, sind überschüssige Erdmassen anderweitig zu verwerten. 
Diesbezüglich soll die Gemeinde selbst Maßnahmen ermitteln, wie z.B. die Verwer-
tung für 

▪ Lärmschutzmaßnahmen, 

▪ Dämme von Verkehrswegen, 

▪ Beseitigung von Landschaftsschäden, etc. 

Unbelasteter Erdaushub kann für Bodenverbesserungen, für Rekultivierungsmaß-
nahmen oder anderen Baumaßnahmen verwendet werden, soweit dies technisch 
möglich, wirtschaftlich zumutbar und rechtlich zulässig ist. 

Erst nach gründlicher Prüfung einer sinnvollen Verwertung des Materials kann eine 
Entsorgung auf einer Erdaushubdeponie als letzte Möglichkeit in Frage kommen. 
Hierbei gilt zu beachten, dass die Erdaushubdeponien über begrenzte Verfüllmengen 
verfügen und wertvolles Deponievolumen nicht durch unbelastetes und bautechnisch 
weiterhin nutzbares Bodenmaterial erschöpft werden sollte. Insbesondere Kies kann 
im Regelfall als Rohstoff weitere Verwendung finden. Für Oberboden ist die Verwer-
tung in Rekultivierungsmaßnahmen zu prüfen. 

4.11 Abfallwirtschaft 

Bei den Planungen und Einrichtungen der Erschließungsstraßen sind im Zusam-
menhang mit dem Befahren von Straßen mit Abfallsammelfahrzeugen neben der 
Straßenverkehrsordnung (StVO) auch einschlägige Unfallverhütungsvorschriften 
(UVV) bzw. Berufsgenossenschaft-Vorschiften zu beachten: DGUV Vorschrift 43,44 
„Müllbeseitigung", DGUV Information 214-033, DGUV-Regeln 114-60170). 

Hierbei sind insbesondere die nachstehenden Punkte zu berücksichtigen: 

▪ Beiderseits des Müllfahrzeuges muss jederzeit ein Sicherheitsabstand zu al-
len Objekten von mindestens 0,5 m über die gesamte Rückfahrstrecke ge-
währleistet sein. 

▪ Die zurückzulegende Strecke darf nicht länger als 150 m sein. 
 
 
 
 
 
Auggen, den  
 
 
 
 
Bürgermeister Planverfasser 
Ulli Waldkirch 
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Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes 
sowie der zugehörigen planungsrechtlichen 
Festsetzungen und der örtlichen Bauvorschrif-
ten mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 
des Gemeinderates der Gemeinde Auggen 
übereinstimmen. 
 
 
Auggen, den  
 
 
 
Bürgermeister 
Ulli Waldkirch 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbe-
schluss gem. § 10 (3) BauGB öffentlich be-
kannt gemacht worden ist. Tag der Bekannt-
machung und somit Tag des Inkrafttretens ist 
der _________.  
 
 
 
Auggen, den  
 
 
 
Bürgermeister 
Ulli Waldkirch 
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ANHANG: PFLANZLISTE 

Mindestgrößen zur Festsetzung der Baum- bzw. Strauchgrößen: 
Bäume:  3 x v. Hochstämme, Stammumfang 10-12 cm (bzw. Stammumfang 16-18 cm für 

festgesetzte Bäume gemäß Planzeichnung) 
Sträucher:  2 x verpflanzt, Höhe 60-100 cm  
Bei der Beschaffung der Bäume sind ausschließlich gebietsheimische Gehölze aus regionaler 
Herkunft bzw. landschaftsgerechte Obstbäume zu verwenden. Für die regionale Herkunft ist von 
den Baumschulen ein entsprechender Nachweis zu erbringen. 
 
Standortgerechte, heimische Bäume: 
Acer campestre   Feld-Ahorn 
Acer platanoides   Spitz-Ahorn 
Alnus glutinosa   Schwarz-Erle 
Betula pendula   Hänge-Birke 
Carpinus betulus   Hainbuche 
Fagus sylvatica   Rotbuche 
Fraxinus excelsior   Gewöhnliche Esche* 
Populus alba    Silber-Pappel 
Populus tremula   Zitter-Pappel 
Prunus avium    Vogel-Kirsche 
Quercus robur    Stiel-Eiche 
Salix caprea    Sal-Weide 
Tilia cordata    Winter-Linde 
Ulmus minor    Feld-Ulme 

 
* Hinweis: Von der Anpflanzung von Gewöhnlicher Esche (Fraxinus excelsior) wird aufgrund der 

Dynamik des „Eschentriebsterbens“ derzeit ausdrücklich abgeraten. Sollten in Zukunft Resis-
tenz-Züchtungen der Gewöhnlichen Esche aus regionaler Herkunft generiert werden können, 
sollte über eine Berücksichtigung der Art bei Nachpflanzungen nachgedacht werden. 

 
Standortgerechte, heimische Sträucher: 
Cornus sanguinea   Roter Hartriegel 
Corylus avellana   Gewöhnliche Hasel 
Crataegus laevigata   Zweigriffeliger Weißdorn 
Crataegus monogyna   Eingriffeliger Weißdorn 
Euonymus europaeus  Gewöhnliches Pfaffenhütchen 
Frangula alnus   Faulbaum 
Ligustrum vulgare   Gewöhnlicher Liguster 
Lonicera xylosteum   Rote Heckenkirsche 
Prunus padus    Gewöhnliche Traubenkirsche 
Prunus spinosa   Schlehe 
Rhamnus cathartica   Echter Kreuzdorn 
Rosa canina    Hunds-Rose 
Salix alba    Silber-Weide 
Salix cinerea    Grau-Weide 
Salix purpurea   Purpur-Weide 
Salix rubens    Fahl-Weide 
Salix triandra    Mandel-Weide 
Salix viminalis    Korb-Weide 
Sambucus nigra   Schwarzer Holunder 
Viburnum lantana   Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus   Gewöhnlicher Schneeball 
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Obstbaumsorten: 
Prunus-Sorten  Gebietsheimische Kirschsorten z. B. Markgräfler Kracher, 

Hedelfinger, Hauszwetschge 
Pyrus-Sorten  Kulturbirne z. B. Geißhirtle, Schweizer Wasserbirne Malus-

Sorten Gebietsheimische Apfelsorten z. B. Bohnapfel, Zieg-
ler Apfel 

 
Ergänzung - Wildobst 
Amelanchier ovalis   Gewöhnliche Felsenbirne 
Ribes nigrum    Schwarze Johannisbeere 
Ribes sylvestris   Wilde Johannisbeere 
Cornus mas    Kornelkirsche 

 


